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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 12 KR 4/10 S 
 
L 11 KR 3881/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 KR 5181/08 (SG Freiburg) 
 
 
 
………………………………………………………………………………………. , 
 
 
 
 Kläger, 
 
 

g e g e n 
 
 
1. Land Baden-Württemberg, 
 vertreten durch das Justizministerium Baden-Württemberg, 
 Schillerplatz 4, 70173 Stuttgart, 
 
2. Bundesrepublik Deutschland, 
 vertreten durch das Bundesamt für Justiz, 
 Adenauerallee 99 - 103, 53113 Bonn, 
 
 Beklagte. 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6.  Oktober 2010 durch den 

Richter   Dr.  B e r n s d o r f f    als Vorsitzenden sowie die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l     

und den Richter   Dr.  M e c k e     

beschlossen: 

 

Der Rechtsbehelf des Klägers gegen den Beschluss des Senats vom 10. August 2010 

- B 12 KR 23/10 B - wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Verfahrens vor dem Bundessozialgericht sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 11.3.2010 hat der Senat unter dem Az B 12 KR 18/10 B entschieden, dass 

ein beim LSG Baden-Württemberg eingelegter und von diesem an das BSG weitergeleiteter 

"Widerspruch" des Klägers gegen dessen Urteil vom 26.1.2010 kein an das BSG gerichteter 

Rechtsbehelf sei, weil weder eine Weiterleitung an das BSG noch dessen Tätigwerden vom 

Kläger verlangt oder erwartet worden sei. Mit seinem Urteil hatte das LSG festgestellt, dass das 

Berufungsverfahren des Klägers durch dessen Berufungsrücknahme erledigt sei, und die 

Revision nicht zugelassen. Einen "Wiederspruch" des Klägers gegen den Beschluss vom 

11.3.2010 hat der Senat mit Beschluss vom 10.8.2010 (B 12 KR 23/10 B) verworfen und gleich-

zeitig einen Antrag des Klägers auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäu-

mung der Frist zur Einlegung der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG abgelehnt. 

 

Mit einem von ihm unterzeichneten und am 25.8.2010 beim BSG eingegangenen Schreiben 

vom 23.8.2010 hat der Kläger "… gegen diesen Beschluß fristgerecht Wiederspruch …" einge-

legt. Zur Begründung hat er unter Verweis auf Art 17 GG ausgeführt, es fehle ihm an 

"Aufklärzng“, da er den "verdrähten Jargon der Gerichte nicht" verstehe. Mit diesem Schreiben 

hole er die ihm "aufgeführten Versäumnisspunkte, wegen vorausgegangenem Aufklärungs-

mangel nach". Er bitte das BSG, sich seines Anliegens anzunehmen. 

 

Soweit der Kläger mit seinem "Wiederspruch" sinngemäß Beschwerde gegen den Beschluss 

des Senats vom 10.8.2010 eingelegt hat, ist diese als unzulässig zu verwerfen. Gegen Be-

schlüsse des BSG ist das Rechtsmittel der Beschwerde nicht statthaft. Soweit der "Wieder-

spruch" des Klägers im weiteren Sinne als Anhörungsrüge (§ 178a SGG) zu verstehen sein 

sollte, wäre auch diese unzulässig. Wiederum ist der Kläger nicht durch einen postulationsfähi-

gen Bevollmächtigten vertreten (§ 178a Abs 2 Satz 4 SGG, § 73 Abs 4 SGG). Gleichzeitig wer-

den mit dem Hinweis auf die fehlende Aufklärung über den Inhalt der vom Senat in seiner Be-

gründung benannten Paragraphen die Darlegungsanforderungen des § 178a Abs 2 Satz 5 

SGG nicht erfüllt. Vor diesem Hintergrund ist weder erkennbar, dass der Kläger mit seinem 

Schreiben vom 23.8.2010 eine Prozesshandlung im Zusammenhang mit seinen bisherigen 

Anliegen an das Gericht nachgeholt hätte, noch wie dies dem Senat eine Möglichkeit eröffnen 

sollte, sich mit dem inhaltlichen Anliegen des Klägers - der "Nichterfüllung und Abführung von 

Rentenversicherungsbeiträge für Strafgefangene in der Haftzeit" - zu befassen. Der 

Rechtsbehelf des Klägers ist deshalb in entsprechender Anwendung von § 169 SGG bzw 

gemäß § 178a Abs 4 Satz 1 SGG als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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